
 

 
Nr. 16/20 vom 15.10.2020 

   

  AB_201015.DOCX 

Herausgeber: Stadt Schwerte 
Der Bürgermeister 
Rathausstraße 31 
58239 Schwerte 
Telefon: 0 23 04/104-201 

Kostenlos erhalten Sie das Amtsblatt nach dem Erscheinen im Rathaus I oder 
zum Download auf der Homepage der Stadt Schwerte unter www.schwerte.de  
in der Rubrik "Politik". 

 

235 

Inhalt Seite

 Bekanntmachung  

Bekanntmachung über die Wahl von Schiedspersonen in der Stadt Schwerte ............................. 236 

 Bekanntmachung  

Einziehungsabsicht ........................................................................................................................ 237 

 Bekanntmachung  

Vertretung des Sondervermögens Bäder Schwerte ....................................................................... 239 

 Bekanntmachung  

Satzung für das Jugendamt der Stadt Schwerte vom 09.10.2020 .................................................. 240 

 

 



 

 236 

 Bekanntmachung 
 

Bekanntmachung über die Wahl von Schiedspersonen in der Stadt Schwerte 
 
Der Rat der Stadt Schwerte hat in seiner Sitzung am 13.08.2020 als Schiedspersonen gewählt: 
 
- Bezirk 1 (Schwerte-Ost/ Schwerterheide/ Lichtendorf/ Geisecke) 
 Martin Fischer 
 Im Potthoff 5 
 58239 Schwerte  
  
- Bezirk 2 (Innenstadt/ Holzen) 
 Ömer Kars 
 Schlesierweg 6 
 58239 Schwerte 
  
- Bezirk 4 (Wandhofen/ Westhofen) 
 Nicole Schelter 
 Franz-Cloidt-Weg 9 
 58239 Schwerte  
  
 
Der Direktor des Amtsgerichts Schwerte hat die Wahl der o. g. Schiedspersonen mit Beschluss 
vom 17.09.2020 gem. § 4 des Gesetzes über das Schiedsamt in den Gemeinden des Landes 
Nordrhein-Westfalen (Schiedsamtsgesetz – SchAG NRW) für die Dauer von 5 Jahren ab 
17.09.2020 bestätigt. 
Die Schiedspersonen Fischer und Kars wurden am 30.09.2020 durch den Direktor des Amtsge-
richts Schwerte vereidigt. 
Die Schiedsperson Schelter wurde am 17.09.2020 vom Direktor des Amtsgerichts Schwerte auf 
den bereits geleisteten Eid hingewiesen. 
 
Die Wahl, die Bestätigung und die Vereidigung der o. g. Schiedspersonen werden hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 
Schwerte, 15.10.2020 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez.  
Dimitrios Axourgos 
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  Bekanntmachung  
 

Einziehungsabsicht 
Es ist beabsichtigt, die nachstehend benannte und aus dem beigefügten Lageplan ersichtliche Teilfläche 
der Straße 

„Alter Hellweg" 

Gemarkung Westhofen, Flur 4, Flurstück 2636 tlw. 

einzuziehen.  

Die Fläche hat keinerlei verkehrliche Bedeutung mehr. Da die Fläche öffentlich gewidmet wurde, ist 
die förmliche Einziehung der Fläche erforderlich. 

Die Absicht der Einziehung wird hiermit gem. § 7 des Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1995 
(GV. NW. S. 1028, 1996 S. 81, 141, 216, 355, 2007 S. 327), bekannt gemacht, um Gelegenheit zu Ein-
wendungen zu geben. 

Einwendungen sind innerhalb von 3 Monaten nach Veröffentlichung dieser Bekanntmachung schriftlich 
oder zur Niederschrift an den Bürgermeister der Stadt Schwerte, (Amt 61.2), Rathaus, Rathausstr. 31, 
58239 Schwerte, zu richten. 

Schwerte, 08.10.2020 
 
Stadt Schwerte – Hansestadt an der Ruhr 
als Straßenbaubehörde 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Dimitrios Axourgos 
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  Bekanntmachung 

 
Vertretung des Sondervermögens Bäder Schwerte 

 
Durch Beschluss des Rates der Stadt Schwerte vom 07.10.2020 ist Herr Reinhard Lambio be-
fristet für den Zeitraum bis zur endgültigen Bestellung einer neuen Betriebsleitung nach der 
Neuwahl einer/eines Kämmerin/Kämmerers durch den Rat der Stadt Schwerte zum Betriebs-
leiter des Sondervermögens Bäder Schwerte bestellt worden; in Angelegenheiten des Sonder-
vermögens Bäder Schwerte wird die Stadt Schwerte gem. § 3 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (EigVO NRW) durch Herrn Reinhard Lambio vertreten. 
 
Der Umfang der Vertretungsbefugnis ergibt sich aus §§ 2 und 3 EigVO NRW in Verbindung 
mit § 3 der Betriebssatzung der Stadt Schwerte für das „Sondervermögens Bäder Schwerte“ 
vom 29.12.2005 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
Im Falle der Abwesenheit der Betriebsleiterin ist Herr Markus Kleff ermächtigt, die Aufgaben 
der Betriebsleitung des Sondervermögens Bäder Schwerte wahrzunehmen. 
 
 
Schwerte, 08.10.2020 
 
Stadt Schwerte – Hansestadt an der Ruhr 
 
 
gez. 
Dimitrios Axourgos 
Bürgermeister 
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 Bekanntmachung 
 

Satzung für das Jugendamt der Stadt Schwerte  
vom 09.10.2020 

 
Aufgrund der §§ 69 ff. des Sozialgesetzbuchs Achtes Buch (SGB VIII) - Kinder- und Jugendhilfe - 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990, BGBl. I, S. 1163), des § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur 
Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes – AG KJHG - vom 12. Dezember 1990 (GV. NRW. 
S. 664) und des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen – GO NRW – in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), jeweils in den zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung geltenden Fassungen, hat der Rat der Stadt Schwerte in seiner Sitzung am 07.10.2020 
folgende Satzung für das Jugendamt beschlossen: 
 
 

I. Das Jugendamt 
 

§ 1 
Aufbau 

 
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss und der Verwaltung des Jugendamtes. 
 

§ 2 
Zuständigkeit 

 
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu erlassenen Ausführungsgesetze und dieser 
Satzung für alle Aufgaben des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe im Gebiet der Stadt 
Schwerte zuständig. 
 

§ 3 
Aufgaben 

 
1. Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe. 

Die Entfaltung der Persönlichkeit des jungen Menschen sowie die Stärkung und Erhaltung der Er-
ziehungskraft der Familie sollen bei allen Maßnahmen der öffentlichen Jugendhilfe im Vorder-
grund stehen. 

 
2. Das Jugendamt soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den Trägern der freien Jugendhilfe 

und allen behördlichen Stellen bemühen, die sich mit Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen 
und jungen Menschen sowie der Familie befassen. Es hat dabei die Selbständigkeit der freien Trä-
ger in Zielsetzung und Durchführung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Orga-
nisationsstruktur zu achten. 

 
 

II. Der Jugendhilfeausschuss 
 

§ 4 
Stimmberechtigte Mitglieder 

 
1. Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte Mitglieder an. 
 
2. Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII der Vertretungskör-

perschaft oder von ihr gewählter Frauen und Männer, die in der Jugendhilfe erfahren sind, beträgt 
9, die Zahl der Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII, die von den im Bereich des Jugend-
amtes wirkenden und anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe vorzuschlagen sind, beträgt 6. 
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3. Die Mitglieder werden vom Rat gewählt. Für jedes Mitglied ist eine persönliche Stellvertretung zu 

wählen. Das Wahlverfahren richtet sich nach dem Ersten Gesetz zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (AG-KJHG), der Gemeindeordnung (GO NRW) sowie der Geschäftsordnung 
für den Rat und die Ausschüsse in der jeweils geltenden Fassung. 

 
4. Die stimmberechtigten Mitglieder werden für die Dauer der Wahlzeit des Rates gewählt. Zum 

stimmberechtigten Mitglied des Jugendhilfeausschusses kann nur gewählt werden, wer der Vertre-
tungskörperschaft angehören kann. 

 
5. Die/der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses und die Stellvertretung werden von den stimmbe-

rechtigten Mitgliedern des Ausschusses aus den Mitgliedern, die dem Rat angehören, gewählt. 
 

§ 5 
Beratende Mitglieder 

 
Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeausschuss an: 
 
1. die/der Bürgermeister*in oder eine von ihr/ihm bestellte Vertretung; 
2. die Leitung des Jugendamtes oder ihre Vertretung; 
3. eine/ein Richter*in des Vormundschafts- oder Familiengerichtes oder eine/ein Jugendrichter*in, 

die/der durch das Präsidium des Landgerichts bestellt wird; 
4. eine Vertretung der Arbeitsverwaltung, die von dem vorsitzenden Mitglied der Geschäftsführung 

der zuständigen Agentur für Arbeit bestellt wird; 
5. eine Vertretung der Schulen, die von der Bezirksregierung Arnsberg bestellt wird; 
6. eine Vertretung der Polizei, die von der Landrätin/dem Landrat des Kreises Unna bestellt wird; 
7. je eine Vertretung der Katholischen Kirche und der Evangelischen Kirche sowie der Jüdischen 

Kultusgemeinde, falls Gemeinden dieses Bekenntnisses im Bezirk des Jugendamtes bestehen; sie 
werden von der zuständigen Stelle der Religionsgemeinschaft bestellt; 

8. eine Ärztin/ein Arzt des Gesundheitsamtes, die/der von der Landrätin/dem Landrat des Kreises 
Unna bestellt wird; 

9. die/der Sprecher*in der Arbeitsgemeinschaft gemäß § 78 SGB VIII; 
10. eine Vertretung des Jugendamtselternbeirates; 
11. eine Vertretung der Gemeinschaft Schwerter Tageseinrichtungen; 
12. eine Vertretung des Integrationsrates, die durch den Integrationsrat gewählt wird; 
13. eine Vertretung des Lokalen Bündnisses für Familie Schwerte; 
14. eine Vertretung des Kinder- und Jugendparlaments Schwerte; 
15. weitere sachkundige Frauen und Männer nach § 5 Abs. 3 AG-KJHG, die vom Rat nach den Best-

immungen des AG-KJHG und der GO NRW gewählt werden. 
 
Für jedes beratende Mitglied nach Satz 1 Nr. 3 bis 15 ist je eine Stellvertretung zu bestellen beziehungs-
weise zu wählen. 
 

§ 6 
Ende der Mitgliedschaft 

 
1. Die Mitgliedschaft im Jugendhilfeausschuss endet mit Ablauf der Wahlzeit des Rates. Die Mit-

glieder und ihre Stellvertretung üben ihre Tätigkeit nach Ablauf der Wahlzeit bis zum ersten Zu-
sammentreten des neu gebildeten Jugendhilfeausschusses weiter aus. 

 
2. Mitgliedschaft und stellvertretende Mitgliedschaft erlöschen 

 
a) durch Niederlegung des Mandates; 
b) bei den Mitgliedern nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII durch Ausscheiden aus dem Rat; 
c) bei den Mitgliedern nach § 5 Abs. 1 Nummer 3 bis 15 dieser Satzung, wenn das Mitglied von 
    der Stelle, die es vorgeschlagen oder gewählt hat, abberufen wird. 
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3. Scheidet ein Mitglied oder seine Stellvertretung vor Ablauf der Wahlzeit aus, so ist ein Ersatzmit-

glied (Ersatzstellvertretung) für den Rest der Wahlzeit auf Vorschlag derjenigen Stelle, die das 
ausgeschiedene Mitglied (die ausgeschiedene Stellvertretung) vorgeschlagen hatte, zu ernennen 
oder zu wählen. Bis zur Ernennung oder Wahl werden die Rechte des ausgeschiedenen Mitglieds 
vom stellvertretenden Mitglied ausgeübt. 

 
§ 7 

Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 
 
1. Der Jugendhilfeausschuss befasst sich gemäß § 71 Abs. 2 SGB VIII mit allen Angelegenheiten der 

Jugendhilfe, insbesondere mit 
 
1. der Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie mit 
    Anregungen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe, 
2. der Jugendhilfeplanung (§ 80 SGB VIII) und 
3. der Förderung der freien Jugendhilfe (§§ 4 Abs. 3, 74 SGB VIII). 
 
Er beschließt im Rahmen der vom Rat bereit gestellten Mittel, der Bestimmungen dieser Satzung 
und der vom Rat gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. Er soll vor jeder 
Beschlussfassung des Rates in Fragen der Jugendhilfe und vor der Berufung der Jugendamtslei-
tung gehört werden. Er hat das Recht, an den Rat Anträge zu stellen. 

 
2. Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben: 

 
1. die Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 
    a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe 
    b) die Festsetzung der Leistungen oder der Hilfe zur Erziehung, soweit diese nicht durch 
        Landesrecht geregelt werden 
 
2. die Entscheidung über 
    a) die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe (§§ 4 Abs. 3, 74 SGB VIII) 
    b) die öffentliche Anerkennung der Träger der freien Jugendhilfe 
        (§ 75 SGB VIII i. V. m. § 25 AG- KJHG) 
    c) den Bedarfsplan für Tageseinrichtungen für Kinder 
        (§§ 79, 80 SGB VIII i. V. m. §§ 24, 32 ff. KiBiz) 
    d) die Jugendhilfeplanung einschließlich weiterer Bedarfs- und Entwicklungspläne 
        (§ 80 SGB VIII) 
    e) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen nach § 35 JGG 
 
3. die Vorberatung 
    a) des Haushaltes für den Bereich der Jugendhilfe 
    b) ortsrechtlicher Bestimmungen für den Bereich der Jugendhilfe 
 
4. Anhörung vor der Berufung einer Leitung der Verwaltung des Jugendamtes. 

 
§ 8 

Unterausschüsse 
 
Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Unterausschüsse ohne Entscheidungsbefug-
nis gebildet werden. Die Mitglieder der Unterausschüsse werden vom Jugendhilfeausschuss aus seinen 
ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch Vorsitz und Stellvertretung. 
Die Sitzungen der Unterausschüsse sind grundsätzlich nichtöffentlich. 
 
 
 



 

   243 

III. Die Verwaltung des Jugendamtes 
 

§ 9 
Eingliederung 

 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine selbstständige Organisationseinheit innerhalb der Stadtver-
waltung Schwerte. 
 

§ 10 
Aufgaben 

 
1. Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden von 

der/dem Bürgermeister*in oder in ihrem/seinem Auftrag von der Leitung der Verwaltung des Ju-
gendamtes im Rahmen dieser Satzung und der Beschlüsse des Rates und des Jugendhilfeausschus-
ses geführt. 

 
2. Die/der Bürgermeister*in oder in ihrem/seinem Auftrag die Leitung der Verwaltung des Jugend-

amtes ist verpflichtet, die/den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses über alle wichtigen Ange-
legenheiten der Verwaltung des Jugendamtes zu unterrichten. Darüber hinaus bereitet sie/er die 
Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vor und führt diese aus. 

 
 

IV. Schlussbestimmungen 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Am gleichen Tage tritt die Satzung 
für das Jugendamt der Stadt Schwerte vom 15.12.2009 einschließlich des I. Nachtrages vom 01.12.2011 
außer Kraft. 
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- BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG - 
 
 
Die vorstehende Satzung für das Jugendamt der Stadt Schwerte vom 09.10.2020 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung NRW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 
nicht durchgeführt, 

b. diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c. der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet, 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Die o. g. Satzung für das Jugendamt der Stadt Schwerte vom 09.10.2020 stimmt mit dem am 07.10.2020 
gefassten Beschluss des Rates überein. 
 
Ich bestätige, dass gemäß § 7 Abs. 4 und Abs. 6 Buchstabe b der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen i. V. m. § 2 BekanntmVO verfahren worden ist. 
 
 
Schwerte, 09.10.2020 
 
 
 
 
Dimitrios Axourgos 
Bürgermeister 
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